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Gegenwärtig:

Vizepräsident des Verwaltungsge-
richts Dr. Peters
als Einzelrichter

Justizbeschäftigte/r

Libor für die Richtigkeit der über-
tragung vom Tonband

als Urkundsbeamtin
der Geschäftsstelle

Abschrift

Offentliche Sitzung
des Verwaltungsgerichts Berlin,
1. Kammer.

am 26. September 2011

Beginn um 12.00 Uhr,

Ende um 14.45 Uhr.

I n der Verwaltungsstreitsache

des Herrn Jörg Bergstedt,

Verfah rensbevol I m ächtiote:
Rechtsanwälte Tronje Döhmer u.a.,

gegen

Klägers,

das Land Berlin, vertreten durch den
Präsidenten des Amtsgerichts Tiergarten,

Beklagten,

erschienen in dem heutigen Termin zur mirndlichen

Verhandlung nach Aufruf der Sache:

Für den Kläqer: Rechtsanwalt Döhmer.

Des Prozessbevollmächtigte des Klägers erklärt, dass
der Kläger persönlich noch eintreffen werde. Er bittet
insoweit um Unterbrechung.

Firr den Beklaoten:

Richter am Amtsgericht Brandt. Dieser versichert
dienstlich, dass er durch den Präsidenten des Amtsge-
richts Tiergarten bevollmächtigt sei. In Begleitung von
J ustizverwaltungsamtsrat Beister.
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Der Termin wird um

Der Termin wird um

12.04 Uhr unterbrochen.

12.O9 Uhr fortgesetzt.

Nunmehr ist der Kläger, Herr Bergstedt, erschienen.

Der Prozessbevollmächtigte des Klägers erklärt:
Die hiesige Verhandlung ist nicht öffentlich, weil weitere Personen, die teilnehmen wollen.
durch die Eingangskontrollen daran gehindert sind.

Dies seien etwa fünf bis sechs personen.

Der Kläger erklärt weiter:

Ein Laptop sei ihm bei den Eingangskontrollen abgenommen worden. Hierbei handele es
sich fur ihn jedoch um eine wichtige Grundlage, um hier verhandeln zu können.

Die Verhandlung wird um 12.12 Uhr erneut unterbrochen, um dem Kläger zu ermöglichen,
seinen Laptop zu erhalten und um gegebenenfalls das Eintreffen weiterer Zuhöre r abzuwar-
ten.

Um 12.21 Uhr wird der Termin fortgesetzt. lnzwischen sind eine Reihe weiterer Zuhörer
eingetroffen. Der Kläger bestätigt, dass er inzwischen im Eingangsbereich seinen Laptop
ausgehändigt bekommen hat.

Der Berichterstatter trägt sodann den Sachbericht vor.

Auf Befragen des Gerichts erklärt der Kläger:

Hinsichtlich 0"" Einspruchs gegen den Strafbefehl, der Grundlage meines Erscheinens im
Amtsgericht Tiergarten am 12. August 2OO9 war, ist inzwischen ein rechtskräftiger Verfah-
rensabschluss ei ngetreten.

Auf Nachfrage des Gerichts erklärt Herr Beister:

Soweit ein Angeklagter in das Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Tiergarten eingelassen
werden möchte, der nicht über Personalpapiere verfügt, jedoch eine Ladung voruveisen
kann, so wird er gleichwohl eingelassen. Selbst wenn er keinerlei Ladung o.ä. bei sich hat,
wird er auch eingelassen. In diesem Fall wird dann mit der zuständigen Geschäftsstelle
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Rücksprache gehalten. Ein Justizwachtmeister begleitet den Betreffenden dann zu dieser
Geschäftsstelle oder zum Gerichtssaal.

Der Prozessbevoilmächtigte des Krägers erkrärt hierzu:
lch selbst bin als Pflichtverteidiger in einem früheren Verfahren, das ich - alerdings nicht
für den Kläger, sondern fü.r einen anderen Angeklagten - beim Amtsgericht riergarten zu
führen hatte, nicht eingelassen worden. lch hatte einen Europäischen Anwaltsausweis da-
bei und wurde gleichwohl zuruckgewiesen. Erst nach längerer Zeit und internen Gesprä-
chen bin ich dann eingelassen worden.

Lt.d., auf Vorspielen wurde verzichtet, und genehmigt.

Die sach- und Rechtslage wurde mit den Beteiligten ausführlich erörtert.

Der Termin wird um 12.52 Uhr unterbrochen.
Der Termin wird um 13.00 Uhr fortgesetzt.

Der Prozessbevotlmächtigte des Klägers rjbergibt einen Beweisantrag 1 schriftsätzlich.
Der Prozessbevollmächtigte des Klägers bekommt Gelegenheit, diesen Beweisantrag
mündlich zu erläutern und zu begründen.

Auf Nachfrage des Gerichts erklärt der Terminsvertreter des Bektagten:
soweit eine Person Zugang zum Amtsgericht riergarten ats Zuschauer begehrt, muss sich
diese Person mit einem amtlichen Lichtbildausweis ausweisen. Dies entspricht der derzeiti-
gen weisungslage' Kann oder will sich diese Person nicht ausweisen, so ist ihr - entspre-
chend der weisungslage - der Zutritt zu verweigern und diese Verweigerung erfolgt dann
auch stets.

Lt.d., auf Vorspielen wurde verzichtet, und genehmigt.

Der Prozessbevoilmächtigte des Krägers erkrärt nunmehr:
Der soeben gestellte Beweisantrag hat sich mit dieser Erklärung der Beklagtenseite erte-
digt.

Lt.d.,v. u.g.
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Der Termin wird um 13.15 Uhr unterbrochen.
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Der Termin wird um 13.2g Uhr fortgesetzt.

Der Prozessbevollmächtigte des Klägers überreicht einen schriftsätzlichen Antrag 2, der zu
den Gerichtsakten genommen wird. Der Prozessbevollmächtigte des Klägers erhält Gete-
genheit, diesen Antrag mündlich zu begründen.

Der Prozessbevollmächtigte des Klägers
um einen Beweisantrag handelt, sondern
dem Beklagten eine Auflage zu erlassen.

stellt klar, dass es sich bei diesem Antrag nicht
um eine Anregung an das Gericht, gegenüber

Lt.d., auf Vorspielen wurde verzichtet, und genehmigt.

Der Kläger übergibt sodann dem Gericht einen Beweisantrag 3, der zu den Gerichtsakten
genommen wird. Der Kläger erhält Gelegenheit, diesen Antrag zu begründen.

b.u.v.

Der Antrag wird abgelehnt.

Die wesentlichen Gründe der Ablehnung werden mündlich mitgeteilt.

Der Kläger erklärt:

Bei meinem Eintreten in das Gebäude des
Personalaufweis vorzeigen.

Verwaltungsgerichts musste ich heute meinen

Lt.d., auf Vorspielen wurde verzichtet, und genehmigt.

Der Prozessbevollmächtigte des Klägers reicht sodann einen weiteren Beweisant rag 4 zu
den Akten' Der Prozessbevollmächtigte erhält Gelegenheit, diesen Antrag zu begründen.

Ebenso erhält die Beklagtenseite Gelegenheit, sich zu diesem Antrag zu äußern.

Der Vertreter des Beklagten erklärt hierzu:
Es ist aus meiner sicht nicht zu bezweifeln, dass solche Kontrollen stattgefunden haben.
wie bereits ausgeführt, mtlssen sich alle Personen, die als Zuschauer in das Gebäude des
verwaltungsgerichts Einlass begehren, mit einem amflichen Lichtbildausweis ausweisen.

-



-5-

Lt.d., auf Vorspielen wurde verzichtet, und genehmigt.

b.u.v.

Der Antrag wird abgelehnt.

Die wesentlichen Gründe der Ablehnung werden mitgeteilt.

Sodann übergibt der Kläger einen weiteren Antrag, der zu den Akten genommen wird. Die-

ser Antrag wird mit der Nr. 5 versehen.

b.u.v.

Die Zeugin soll entsprechend dem Antrag gehört werden.

Die Zeugin wird hinsichtlich ihrer Wahrheitspflicht ermahnt und sodann wie folgt befragt:

1. Zur Person:

lch heiße Stefanie Kempinski, wohnhaft in Berlin und bin 44 Jahre alt.

2. Zur Sache:

lch habe heute am Eingang des Verwaltungsgerichts meinen Personalausweis vorgelegt. Er

wurde kurz betrachtet von dem kontrollierenden Beamten und dann in eine ,Plastikschale"

gelegt. Danach wurde mir der Ausweis, den ich die ganze Zeit in meinem Blickfeld hatte,

zuritckgegeben. Die Person, die sich meinen Ausweis angesehen hat, hat nach meiner

Wahrnehmung nicht in eine Liste geguckt, Es war noch ein weiterer Bediensteter zugegen,

dieser hat aber eine andere Person, die Einlass begehrte, kontrolliert.

lch vermute, dass 10 Personen noch vor mir waren, als ich das Verwaltungsgerichtsgebäu-

de betreten wollte. Soweit ich dies beobachten konnte, vollzog sich die Kontrolle der vor mir

wartenden Personen in gleicher Weise wie bei mir.

Lt.d., erneut v.u.g.

Die Zeugin wird im Einverständnis mit den anwesenden Beteiligten unbeeidigt entlassen.

Sodann wird mit den Beteiligten das Vorbringen des Klägers erörtert, dass er am

12. August 2009 einer weiteren Überprüfung seiner Personalien trotz bestehenden Wissens

über seine ldentität unterzogen worden sei.
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Der Vertreter des Beklagten erklärt hierzu:

Eine - wie vom Kläger beschriebene - erneute Personalienkontrolle wäre weisungswidrig'

Ob eine solche zweite Kontrolle tatsächlich stattgefunden hat, ist nicht mehr aufklärbar'

Sollte eine solche Kontrolle aber tatsächlich stattgefunden haben, so wäre diese mit der

Weisungslage nicht zu vereinbaren.

Lt.d., auf Vorspielen wurde verzichtet, und genehmigt'

Der Kläger stellte sodann folgende Sachanträge:

Festzustellen, dass nicht anlassbezogene Personalienüberprüfungen im öffentlichen

Zugangsbereich des Amtsgerichts Tiergarten rechtswidrig sind;

Die Feststellung der Rechtswidrigkeit der erneuten Überprtifung meiner Personalien

trotz bestehenden Wissens über meine ldentität am 12.8. 2009.

Lt.d., erneut v.u.g.

Der Kläger erhält Gelegenheit, diesen Antrag abschließend zu begründen.

Der Vertreter des Beklagten beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Vertreter des Beklagten erhält abschließend Gelegenheit, diesen Antrag zu begründen.

Das Gericht erläutert, dass es beabsichtigt, den Streitwert in diesem Verfahren auf den Re-

gelstreitwert von 5.000,00 € festzusetzen.

Die Beteiligten erhalten hierzu Gelegenheit zur Stellungnahme'

b.u.v.

Eine Entscheidung wird zugestellt.

Dr. Peters Libor




